
II/2024 LPT 23.11.2024 Antrag 91/II/2024

Antrag 91/II/2024

KDV Reinickendorf

Der Landesparteitag möge beschließen:

Der Bundesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme (Konsens)

SinnvolleWeiterentwicklung der bestehenden Regelungen zur Arbeitsaufnahme von Geflüchteten
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Die gesetzlichen Fristen sollen verkürzt sowie die behörd-

lichen Verfahren beschleunigtwerden, damit eine soforti-

ge Arbeitsaufnahme von Geflüchteten ermöglicht wird.

Begründung

Für die Integration der Geflüchteten in unsere Gesell-

schaft ist es unter anderem von Bedeutung, dass diese

Personen am Erwerbsleben teilnehmen können und ihren

Lebensunterhalt für sich und ihre

Familien selbst erwirtschaften. Derzeit stehen einer Ar-

beitsaufnahme aber oft bürokratische und rechtliche Hin-

dernisse entgegen. Daher ist es erforderlich:

 

1. Die derzeit notwendigen Genehmigungen für eine

Arbeitsaufnahme müssen durch die Ausländerbe-

hörde (in Berlin: Landesamt für Einwanderung) und

die Bundesagentur für Arbeit zügig erteilt werden.

Hierzu gehört eine rascheTerminvergabe sowie eine

prioritäre Bearbeitung in einem zeitlich angemesse-

nen Rahmen;

2. Die bestehenden Fristen, wonach eine Erwerbstä-

tigkeit erst drei Monate nach Stellung eines Asylan-

trags, bei Personen, die verpflichtet sind ineinerAuf-

nahmeeinrichtung zu wohnen erst nach sechs Mo-

naten aufgenommen werden darf, zu verkürzen.

 

Soweit hierfür eine Änderung von bundeseinheitlichen

Regelungen erforderlich ist, fordern wir die der SPD ange-

hörendenMitglieder des Berliner Senats, die Berliner Bun-

destagsabgeordneten und die SPD-Mitglieder der Bun-

desregierung auf, sich hierfür auf Bundesebene einzuset-

zen.

 

Über die ergriffenen Maßnahmen ist fortlaufend öffent-

lich undmedienwirksam zu berichten, damit in der politi-

schenDiskussionnicht längermit falschenBehauptungen

und Ängsten operiert werden kann. Zudem gilt es auch

den zu Recht Asylsuchenden eine realistische Bleibeper-

spektive zu eröffnen.
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